
 
 
 
 

Entscheidung des Monats – Juni 2026 

 

BGH, Urteil v. 19.02.2026 – 3 StR 397/25 

 

I. Leitsätze 

1. Kurzarbeitergeld ist keine Subvention im Sinne des Subventionsbetrugstatbestan-
des. (Leitsatz des Gerichts) 

2. Die Tatbestandsmerkmale „Leistung an Betriebe oder Unternehmen” und „der 
Förderung der Wirtschaft dienend” im Sinne des § 264 Abs. 8 Satz 1 Nr. 1 StGB 
sind getrennt voneinander zu prüfen. Eine nur mittelbare Leistung an Unterneh-
men reicht selbst dann nicht aus, wenn sie zugleich der Förderung der Wirtschaft 
dient. (Leitsatz des Verfassers) 

3. Bei der Auszahlung von Kurzarbeitergeld an den Arbeitgeber handelt es sich um 
eine bloße Subventionsvermittlung. Anspruchsinhaber sind nach § 95 Satz 1 
SGB III die Arbeitnehmer; der Arbeitgeber macht den Anspruch lediglich in Pro-
zessstandschaft geltend. (Leitsatz des Verfassers) 

4. Kurzarbeitergeld stellt als beitragsfinanzierte Lohnersatzleistung der gesetzlichen 
Arbeitslosenversicherung keine Leistung „ohne marktmäßige Gegenleistung” im 
Sinne des § 264 Abs. 8 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a StGB dar. (Leitsatz des Verfassers) 

5. Bei Unanwendbarkeit des § 264 StGB lebt eine Strafbarkeit nach § 263 StGB wie-
der auf. Die Differenz zwischen beiden Tatbeständen ist trotz identischer Strafrah-
men praktisch erheblich, insbesondere weil § 263 StGB im Gegensatz zu § 264 
Abs. 5 StGB keine Leichtfertigkeitsstrafbarkeit kennt. (Leitsatz des Verfassers) 

II. Sachverhalt 

Der Angeklagte war – teils faktischer – Geschäftsführer von vier mittlerweile insolventen 
und aufgelösten Gesellschaften. Im Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie entwi-
ckelte er ein System, um unberechtigt an staatliche Gelder zu gelangen. Im Zeitraum 
vom 31. März 2020 bis zum 28. Dezember 2021 zeigte er selbst oder durch andere ge-
genüber der Bundesagentur für Arbeit den Arbeitsausfall zahlreicher Mitarbeitender der 
Gesellschaften an und beantragte über seinen Steuerberater für diese Kurzarbeitergeld. 
Die in den Abrechnungslisten genannten Mitarbeitenden waren entweder fingiert oder 
arbeiteten, sofern sie tatsächlich angestellt waren, wie zuvor weiter. 



 
 
 
 

Auf Anordnung des Angeklagten wurden 60 Anträge gestellt. Die Bundesagentur für Ar-
beit zahlte nach jeweiliger Plausibilitätsprüfung 1.543.224,43 Euro auf die Konten der 
Gesellschaften aus. Auf diese hatte der Angeklagte als (faktischer) Geschäftsführer Zu-
griff; er hob das Geld ab und verwendete es für sich. In keinem Fall leitete er es an die 
vermeintlich in Kurzarbeit befindlichen Mitarbeitenden weiter. Im März 2024 erließ die 
Bundesagentur für Arbeit vier Rückforderungsbescheide; eine Rückzahlung leistete der 
Angeklagte nicht. 

Das Landgericht Osnabrück verurteilte den Angeklagten wegen Subventionsbetrugs in 
60 Fällen – für die Taten 1 bis 19 nach § 264 Abs. 2 StGB, für die Taten 20 bis 60 nach 
§ 264 Abs. 1 StGB – zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von fünf Jahren und ordnete die Ein-
ziehung des Wertes von Taterträgen in Höhe von 1.543.224 Euro als Gesamtschuldner 
an. Gegen dieses Urteil wandte sich der Angeklagte mit seiner auf die Rüge der Verlet-
zung materiellen Rechts gestützten Revision. 

III. Entscheidungsgründe 

Der Bundesgerichtshof verwarf die Revision als im Ergebnis unbegründet, änderte aber 
den Schuldspruch in sämtlichen 60 Fällen von Subventionsbetrug (§ 264 StGB) auf Be-
trug (§ 263 Abs. 1 StGB). Die rechtsfehlerfrei getroffenen Feststellungen trügen zwar 
eine Verurteilung wegen Betrugs, nicht aber eine solche wegen Subventionsbetrugs. Der 
3. Strafsenat begründet seine Schuldspruchänderung im Hinblick auf eine in Rechtspre-
chung und Schrifttum unterschiedlich beurteilte Frage mit einer differenzierten dogma-
tischen Analyse. 

1. Kurzarbeitergeld als Sozialleistung, nicht als Subvention 

Der Senat stellt klar, dass Kurzarbeitergeld keine Subvention im Sinne des § 264 
Abs. 8 Satz 1 Nr. 1 StGB sei. Die Legaldefinition setze eine Leistung aus öffentlichen 
Mitteln an Betriebe und Unternehmen voraus, die wenigstens zum Teil ohne 
marktmäßige Gegenleistung gewährt werde und der Förderung der Wirtschaft 
dienen soll. An zwei dieser Voraussetzungen fehlt es beim Kurzarbeitergeld. 

2. Fehlende Leistung an Betriebe oder Unternehmen 

Der Senat löst sich von einer am Zahlungsstrom orientierten Betrachtung und 
stellt auf die materielle Anspruchsinhaberschaft ab. Zwar werde das Kurzarbeiter-
geld zunächst an den Arbeitgeber ausgezahlt; anspruchsberechtigt seien jedoch 
nach § 95 SGB III die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Es handele sich um 
eine bloße „Subventionsvermittlung”, bei der der Arbeitgeber die staatliche Leis-
tung zwar formell erhalte, sie aber an die Arbeitnehmer weiterleite.1  

 
1  Saliger in: Esser/Rübenstahl/Saliger/Tsambikakis, Wirtschaftsstrafrecht, 2017, § 264 StGB Rn. 14. 



 
 
 
 

Lediglich aus Vereinfachungsgründen und zur Vermeidung einer nicht überschau-
baren Anzahl an Einzelanträgen obliege die Antragstellung den Arbeitgebern; 
diese seien nach § 95 Satz 1 SGB III nicht Anspruchsinhaber, sondern Prozessstand-
schafter.2 

Der Senat hebt ausdrücklich hervor, dass die Tatbestandsmerkmale „Leistung an 
Betriebe oder Unternehmen” und „der Förderung der Wirtschaft dienend” ge-
trennt voneinander zu prüfen seien. Eine nur mittelbare Leistung an Unternehmen 
reicht selbst dann nicht aus, wenn sie zugleich der Förderung der Wirtschaft diene. 
Dies ergebe sich aus dem Willen des Gesetzgebers,3 mit der Einschränkung des 
Empfängerkreises eine zusätzliche Schranke zu errichten, um Sozialleistungen für 
unterstützungsbedürftige Einzelpersonen aus dem Anwendungsbereich des § 264 
StGB auszuschließen. Die Notwendigkeit dieser Schranke habe sich gerade daraus 
ergeben, dass auch Sozialleistungen zugleich wirtschaftsfördernde Zwecke erfül-
len können.4 Das Kurzarbeitergeld sei hierfür ein paradigmatisches Beispiel: Es 
diene der sozialen Absicherung der Arbeitnehmer, wirke aber faktisch wirtschafts-
fördernd, indem es Personalkosten senke und Belegschaften erhalte.5 

3. Sozialleistungscharakter des Kurzarbeitergeldes 

Der Senat ordnet das Kurzarbeitergeld als beitragsfinanzierte Lohnersatzleistung 
aus der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung ein,6 deren Funktion in der sozialen 
Absicherung der Arbeitnehmer bei pandemie- oder konjunkturbedingtem Arbeits-
ausfall liege. Die pandemiebedingten Regelungen zu einem erleichterten Zugang 
zu Kurzarbeitergeld7 hätten trotz ihrer wirtschaftsfördernden Intention an diesen 
Grundlagen nichts geändert. Die anfängliche Auszahlung an den Arbeitgeber än-
dere nichts daran, dass der Anspruch nach dem normativen Regelungsgefüge dem 
Arbeitnehmer zustehe. 

 

 

 
2  BSG, Urt. v. 12.3.2025 - B 11 AL 1/24 R, NZS 2025, 781 Rn. 19. 
3  BT-Drucks. 7/5291, S. 11 f. 
4  BGH, Beschl. v. 28.5.2014 - 3 StR 206/13, BGHSt 59, 244 Rn. 10 ff., unter ausdrücklichem Verweis auf das 

Kurzarbeitergeld. 
5  BVerfG, Urt. v. 4.7.1995 - 1 BvF 2/86 u.a., NZA 1995, 754, 759; vgl. auch BT-Drucks. 19/17893, S. 5; BT-

Drucks. 20/3494, S. 1. 
6  BAG, Urt. v. 12.10.2022 - 5 AZR 48/22, NZA 2023, 587 Rn. 25; BSG, Urt. v. 12.3.2025 - B 11 AL 1/24 R, 

NZS 2025, 781 Rn. 19. 
7  Gesetz zur befristeten krisenbedingten Verbesserung der Regelungen für das Kurzarbeitergeld v. 

13.3.2020, BGBl. I S. 493; vgl. BT-Drucks. 19/17893. 



 
 
 
 

4. Fehlen einer Leistung ohne marktmäßige Gegenleistung 

Darüber hinaus fehle es beim Kurzarbeitergeld an der Voraussetzung der Gewäh-
rung ohne marktmäßige Gegenleistung (§ 264 Abs. 8 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a StGB). 
Das Kurzarbeitergeld sei eine Versicherungsleistung der Arbeitslosenversiche-
rung, die aus deren Beitragsmitteln finanziert werde (§§ 340, 363 SGB III). Die Bei-
träge würden von versicherungspflichtigen Beschäftigten und Arbeitgebern je zur 
Hälfte getragen. Den Beitragspflichtigen würden damit Belastungen auferlegt, um 
die erlangten Beitragsmittel in einer Krise als Begünstigung in Form des Kurzarbei-
tergeldes wieder an die versicherungspflichtigen Beschäftigten zurückzuführen. 

Die „öffentlichen Mittel” im Sinne des § 264 Abs. 8 StGB stellten demgegenüber 
Gelder dar, die regelmäßig aus nicht zweckgebundenen öffentlichen Abgaben er-
bracht werden. Bei den erhobenen Beiträgen der Arbeitslosenversicherung stün-
den hingegen „Begünstigte” sowie Zweck der den Arbeitnehmern und Arbeitge-
bern auferlegten Leistungspflicht fest. Die Förderung sei somit keine gegenleis-
tungsfreie Zuwendung der öffentlichen Hand, sondern im Grundsatz ein bloßer 
Austausch innerhalb eines versicherungsrechtlichen Systems. 

5. Aufleben des § 263 StGB 

Der Tatbestand des Subventionsbetrugs gehe zwar demjenigen des Betrugs als lex 
specialis vor und stelle im Rahmen seines Anwendungsbereichs eine abschlie-
ßende Sonderregelung dar. Eine Strafbarkeit nach § 263 StGB lebe jedoch bei Vor-
liegen der Voraussetzungen eines versuchten oder vollendeten Betrugs bei Unan-
wendbarkeit des § 264 StGB wieder auf.8 Die Feststellungen würden in allen 60 
Fällen eine Verurteilung wegen Betrugs nach § 263 Abs. 1 StGB tragen, weil der 
Angeklagte für jeden Monat erneut die gutgläubigen Mitarbeiter des Steuerbera-
terbüros zur Antragstellung veranlasst und sich sein Handeln nicht in der bloßen 
Organisation des grundsätzlichen Vorgehens erschöpft habe. 

6. Unberührter Strafausspruch 

Der Strafausspruch bleibe von der Schuldspruchänderung unberührt, weil § 264 
Abs. 2 und § 263 Abs. 3 StGB ebenso wie § 264 Abs. 1 und § 263 Abs. 1 StGB den-
selben Strafrahmen aufweisen und auszuschließen sei, dass die Strafkammer für 
den Angeklagten günstigere Strafzumessungserwägungen getroffen hätte. 

 

 
8  BGH, Beschl. v. 22.8.2018 - 3 StR 357/17, juris Rn. 26; Beschl. v. 12.10.2023 - 2 StR 243/22, BGHSt 68, 33 

Rn. 32; Urt. v. 11.11.1998 - 3 StR 101/98, BGHSt 44, 233, 243; Fischer/Lutz, StGB, 73. Aufl., § 264 Rn. 
54a. 



 
 
 
 

 

IV. Verteidigungsrelevanz 

1. Erstmalige höchstrichterliche Klärung mit Flächenwirkung 

Der Bundesgerichtshof beendet mit dieser Entscheidung eine seit Beginn der 
Corona-Pandemie schwelende Kontroverse. Während in Teilen der Literatur und 
in der instanzgerichtlichen Praxis eine Anwendung des § 264 StGB auf Kurzarbei-
tergeld vertreten wurde,9 hatte die überwiegende Stimme in der Kommentarlite-
ratur unter Verweis auf den Sozialleistungscharakter abgelehnt.10 Eine höchstrich-
terliche Entscheidung stand bislang aus. 

Die praktische Bedeutung der Klarstellung ist kaum zu überschätzen. Eine Vielzahl 
laufender Verfahren zum vermeintlichen Kurzarbeitergeld-Subventionsbetrug ist 
nunmehr rechtlich neu zu bewerten. Die Entscheidung wirkt nicht nur pro futuro, 
sondern zwingt auch in laufenden Revisions- und Berufungsverfahren zur Umstel-
lung des Schuldspruchs. Verteidigung wie Staatsanwaltschaft werden Anklage-
schriften, Eröffnungsbeschlüsse und Schriftsätze hinsichtlich der zutreffenden 
rechtlichen Einordnung zu überprüfen haben. 

2. Dogmatische Innovation: Trennung der Tatbestandsmerkmale 

Dogmatisch bedeutsam ist die Klarstellung, dass die Tatbestandsmerkmale „Leis-
tung an Betriebe oder Unternehmen” und „der Förderung der Wirtschaft die-
nend” getrennt zu prüfen sind. Damit grenzt der Senat seine eigene Investitions-
zulage-Rechtsprechung11 präzise ab. Während dort die mittelbare Wirtschaftsför-
derung tragend war, betont der Senat nunmehr: Mittelbare Wirtschaftsförderung 
allein genügt nicht, wenn es bereits an einer Leistung an Unternehmen fehlt. Diese 
Trennung der Prüfungsschritte entzieht der bislang zahlungsflussorientierten Ar-
gumentation – „das Geld geht aufs Firmenkonto, also Leistung an die Firma” – den 
dogmatischen Boden. 

 
9  LG Köln, Urt. v. 11.1.2023 - 106 KLs 6/22, juris Rn. 298 (im Ergebnis aber für § 263 StGB); 

MüKoStGB/Ceffinato, 5. Aufl., § 264 Rn. 53; Giese/Schomburg, NStZ 2020, 327, 329 f.; Eberle, Der Sub-
ventionsbetrug nach Paragraph 264 StGB, 1983, S. 106. 

10  Gaede/Leydecker, NJW 2009, 3542, 3545 f.; Fischer/Lutz, StGB, 73. Aufl., § 264 Rn. 11; NK-StGB/Hell-
mann, 6. Aufl., § 264 Rn. 47; SSW-StGB/Saliger, 6. Aufl., § 264 Rn. 8; Esser/Tsambikakis/Gierok, Pande-
miestrafrecht, 2020, § 9 Rn. 17 ff. 

11  BGH, Beschl. v. 28.5.2014 - 3 StR 206/13, BGHSt 59, 244. 



 
 
 
 

Mit der Bezeichnung des Arbeitgebers als bloßer „Subventionsvermittler”12 und 
der Heranziehung der sozialversicherungsrechtlichen Konstruktion der Prozess-
standschaft13 schafft der Senat ein dogmatisches Instrument, dessen Reichweite 
weit über das Kurzarbeitergeld hinausweist. 

Problematisch bleibt allerdings, dass der Senat die pandemiebedingte Erstattung 
der Sozialversicherungsbeiträge nicht separat würdigt. Anders als das Kurzarbei-
tergeld selbst, das durch den Arbeitgeber lediglich an die Arbeitnehmer durchge-
leitet wird, fließt die Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge dem Arbeitgeber 
unmittelbar zu – sie senkt seine Lohnnebenkosten und wirkt damit als direkte Un-
ternehmensentlastung. Der Senat erwähnt diesen Aspekt zwar im Rahmen der 
Wirtschaftsförderung,14 ordnet ihn aber pauschal dem Kurzarbeitergeld-Komplex 
zu, ohne die abweichende Empfängerstruktur gesondert zu prüfen. Daraus könnte 
sich in komplexen Konstellationen ein verbleibender Anwendungsbereich des 
§ 264 StGB ergeben: dort nämlich, wo die Anklage gerade auf die zu Unrecht er-
langte Beitragserstattung abstellt und sich nicht in der unberechtigten Kurzarbei-
tergeld-Auszahlung erschöpft. Für die Verteidigung empfiehlt sich in laufenden 
Verfahren daher eine sorgfältige Differenzierung zwischen Kurzarbeitergeld im en-
geren Sinne und der hierauf bezogenen Beitragserstattung. 

Problematisch bleibt darüber hinaus, dass der Senat für die Abgrenzung zwischen 
mittelbarer und unmittelbarer Leistung kein trennscharfes Kriterium entwickelt; 
die Einordnung erfolgt letztlich durch einen Rekurs auf den gesetzgeberischen Wil-
len und die normative Anspruchsinhaberschaft, nicht durch ein dogmatisches 
Strukturmerkmal. Folgekonstellationen werden zeigen müssen, wie weit die Sub-
ventionsvermittlungs-Logik trägt. Dies gilt insbesondere in den Fällen, in denen 
der Auszahlungsempfänger zwar formell handelt, materiell aber sowohl eigene als 
auch fremde Interessen vertritt. 

3. Der verteidigungspraktische Joker: Wegfall der Leichtfertigkeitsstrafbarkeit 

Die für die Verteidigungspraxis substanziellste Folge der Entscheidung ist nicht der 
identische Strafrahmen, auf den der Senat selbst hinweist. Sie liegt im Wegfall der 
Leichtfertigkeitsstrafbarkeit. § 264 Abs. 5 StGB stellt leichtfertiges Handeln unter 
Strafe; § 263 StGB kennt diese Konstruktion nicht. Bei Mandanten, deren Verhal-
ten zwar leichtfertig, aber nicht vorsätzlich war, entfällt die Strafbarkeit vollstän-
dig. 

 
12  Saliger, aaO, § 264 StGB Rn. 14. 
13  BSG, aaO, Rn. 19. 
14  BGH, Urt. v. 19.2.2026 - 3 StR 397/25, Rn. 11 (besprochene Entscheidung); vgl. auch Gaede/Leydecker, 

NJW 2009, 3542, 3545. 



 
 
 
 

Diese Folge ist für die Verteidigungspraxis von erheblicher Bedeutung. In der Pra-
xis der Kurzarbeitergeld-Verfahren – insbesondere bei mittelständischen Unter-
nehmen ohne durchgängige steuer- und arbeitsrechtliche Beratung – sind die ty-
pischen Konstellationen häufig: fehlerhafte Stundenerfassung durch unzu-
reichend geschulte Personalsachbearbeiter, ungenaue Anzeigen bei wechselnder 
Auftragslage, unklare Abgrenzung zwischen tatsächlichem Arbeitsausfall und 
Homeoffice-Konstellationen. Soweit hier nicht der Nachweis vorsätzlichen Han-
delns gelingt, war bislang die Auffangschiene des § 264 Abs. 5 StGB einschlägig. 
Diese Auffangschiene ist nun entfallen. Für die Verteidigung lohnt in jedem nicht 
rechtskräftigen Verfahren eine systematische Prüfung, ob der vom Tatgericht an-
genommene Vorsatz tatsächlich tragfähig festgestellt ist oder ob der Schuldspruch 
nach der neuen Rechtsprechung mangels Anwendbarkeit beider Tatbestände ins-
gesamt fällt. 

Auch jenseits der Leichtfertigkeit weichen § 264 und § 263 StGB in wesentlichen 
Strukturen voneinander ab. Beim Versuch (§ 264 Abs. 3, § 263 Abs. 2 StGB), bei 
den Regelbeispielen und bei den Konkurrenzen können die Differenzen im Einzel-
fall erhebliche Bedeutung gewinnen. Die im konkreten Fall vorgenommene Diffe-
renzierung des Landgerichts Osnabrück zwischen den Taten 1 bis 19 (§ 264 Abs. 2 
StGB) und den Taten 20 bis 60 (§ 264 Abs. 1 StGB) illustriert dies: Die parallele 
Strafzumessungsstruktur des § 263 Abs. 1 und Abs. 3 StGB ist nicht identisch mit 
der des § 264 StGB, sondern lediglich rahmenmäßig gleichgestellt. Wo das Tatge-
richt seine Strafzumessungserwägungen spezifisch auf § 264-Aspekte gestützt hat, 
kann auch der Strafausspruch in vergleichbaren Konstellationen aufzuheben sein. 

4. Ausstrahlung auf weitere pandemiebedingte Hilfen 

Die Entscheidung beschränkt sich explizit auf das Kurzarbeitergeld. Sie wirft je-
doch unmittelbar die Frage auf, wie andere pandemiebedingte Hilfen – nament-
lich die Corona-Soforthilfen, die Überbrückungshilfen I bis IV, die Neustarthilfen 
sowie die November- und Dezemberhilfen – strafrechtlich einzuordnen sind. Die 
Subventionsvermittlungs-Dogmatik des Senats legt eine Differenzierung nach der 
materiellen Anspruchsinhaberschaft nahe. 

Soweit die Leistung dem Unternehmer als materiellem Anspruchsinhaber zur ei-
genen Verwendung zufließt – wie regelmäßig bei den Soforthilfen und Überbrü-
ckungshilfen, die zur Deckung betrieblicher Fixkosten gewährt wurden –, bleibt 
§ 264 StGB anwendbar. In Konstellationen jedoch, in denen die Leistung an-
spruchsrechtlich letztlich einem Dritten zusteht, dürfte die Argumentation des 3. 
Senats auch dort gegen § 264 StGB sprechen.  

 



 
 
 
 

Mischkonstellationen, in denen Kurzarbeitergeld mit echten Subventionskompo-
nenten tat- oder handlungseinheitlich zusammentrifft, werden die Verteidigung 
zu präziser Differenzierung nach den jeweiligen Förderrichtlinien und der konkre-
ten Anspruchskonstruktion zwingen. 

5. Konsequenzen für die Verteidigungspraxis 

Für die Verteidigung ergeben sich aus der Entscheidung mehrere Handlungslinien. 

In laufenden Ermittlungs- und Hauptverfahren wegen § 264 StGB im Zusammen-
hang mit Kurzarbeitergeld ist die rechtliche Neubewertung in Schriftsätzen unver-
züglich geltend zu machen. Wo die Voraussetzungen des § 263 StGB nicht sicher 
festgestellt sind – insbesondere bei Konstellationen mit nur leichtfertigem Han-
deln – ist auf Einstellung nach § 170 Abs. 2 StPO hinzuwirken. 

Im Zwischenverfahren bietet § 207 Abs. 2 Nr. 3 StPO den prozessualen Hebel zur 
Anpassung des Schuldvorwurfs; das Tatgericht kann den Eröffnungsbeschluss auf 
§ 263 StGB umstellen, wenn die Voraussetzungen vorliegen. Andernfalls ist die 
Nichteröffnung zu beantragen. 

In laufenden Revisionsverfahren ist die Sachrüge mit Blick auf die Schuldspruch-
änderung zu prüfen. Selbst wenn der Strafausspruch – wie im hiesigen Fall – un-
berührt bleibt, kann eine Aufhebung in Einzelfällen denkbar sein, soweit die Straf-
zumessungserwägungen des Tatgerichts spezifisch auf § 264 StGB zugeschnitten 
waren. 

Bei rechtskräftigen Verurteilungen wegen leichtfertigen Subventionsbetrugs ist 
eine Wiederaufnahme nach § 359 StPO grundsätzlich nicht eröffnet, weil die Än-
derung höchstrichterlicher Rechtsprechung keinen Wiederaufnahmegrund dar-
stellt. In diesen Fällen verbleibt – jenseits des Gnadenrechts – kein strafprozessu-
aler Hebel, was die rechtspolitische Dimension der Entscheidung unterstreicht. 

Die Entscheidung zeigt einmal mehr, wie wichtig auch in vermeintlich klaren Mas-
senverfahren die sorgfältige dogmatische Prüfung der angeklagten Norm ist. Ge-
rade die Corona-Subventionsverfahren waren in vielen Staatsanwaltschaften zur 
Routinearbeit geworden; die nun erfolgte höchstrichterliche Klarstellung erinnert 
daran, dass auch das Massenstrafrecht keine Pauschalsubsumtion verträgt. Für 
die Verteidigung schafft sie ein dogmatisches Instrument, das in vergleichbaren 
Konstellationen – überall dort, wo formale Auszahlung und materielle Anspruchs-
inhaberschaft auseinanderfallen – offensiv einzufordern ist. 
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